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Antrag 

der Abgeordneten Varelmann, Winkelheide, Teriete, Katzer, 
Dr. Reinhard, Berberich und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
über Rentenbeihilfen für Rentenbezieher 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Empfänger von Versicherten- und Witwen- 
renten aus der Rentenversicherung der Arbeiter, der 
Angestellten und der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung, deren Renten insgesamt bei Alleinstehen- 
den 33 vom Hundert der jeweils geltenden allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage nach § 1255 Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung und bei Ehepaaren 50 
vom Hundert der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
nicht erreichen, erhalten auf Antrag eine Renten- 
beihilfe, sofern sie ihren Unterhalt ausschließlich 
aus den Renten decken müssen. Sind bei Ehepaaren 
beide Ehegatten Rentenempfänger, wird die Renten- 
beihilfe dem Ehemann gezahlt. Getrennt lebende 
Ehepaare gelten als alleinstehend. 

(2) Die Höhe der Rentenbeihilfe errechnet sich im 
Einzelfall nach dem Unterschiedsbetrag zwischen den 
bezogenen Renten und bei Alleinstehenden 33 vom 
Hundert, bei Ehepaaren 50 vom Hundert der allge- 
meinen Bemessungsgrundlage, nach welcher die zu- 
letzt bewilligte Rente berechnet wurde. Die Renten- 
beihilfe wird jährlich entsprechend den Anpas- 
sungsprozentsätzen der Rentenanpassungsgesetze 
erhöht. 

(3) Uber die Rentenbeihilfe hinausgehende An- 
sprüche auf Grund des Bundessozialhilfegesetzes 
vom 30. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 8il5) gegen 
die Träger der Sozialhilfe bleiben unberührt. 


§ 2 

Der Anspruch auf die Rentenbeihilfe ist nur ge- 
geben, wenn 

a) bei Eintritt des Versicherungsfalles vor In- 
krafttreten des Gesetzes die Zeit vom Eintritt 
in die Versicherung bis zum Versicherungsfall 
mindestens zur Hälfte mit Beiträgen belegt ist, 

b) bei Eintritt des Versicherungsfalles nach In- 
krafttreten des Gesetzes die Zeit vom Eintritt 
in die Versicherung bis zum Inkrafttreten des 
Gesetzes mindestens zur Hälfte mit Beiträgen 
belegt ist und 

c) nach Inkrafttreten des Gesetzes bis zum Ver- 
sicherungsfall jährlich mindestens 9 Monate 
mit Beiträgen belegt sind, mit Ausnahme des 
Jahres des Versicherungsfalles. Beiträge zur 
Weiterversicherung müssen dem Einkommen 
entsprechen. 

Soweit die Voraussetzung zu Buchstabe b beim In- 
krafttreten des Gesetzes nicht erfüllt ist, können 
jährlich über die zur Erfüllung der Voraussetzung zu 
Buchstabe c erforderlichen 9 Monatsbeiträge weitere 
3 Monatsbeiträge entrichtet werden. Diese gelten 
hinsichtlich der Voraussetzung zu Buchstabe b als 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes entrichtet. 

§ 3 

Auf die Rentenbeihilfe sind anzurechnen: 

1. Einkünfte aus Erwerbstätigkeiten, die den Be- 
trag von 50 DM monatlich übersteigen, und 
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zwar der 50 DM monatlich übersteigende Be- 
trag bis zu einem Betrage von 80 DM monat- 
lich zur Hälfte, der 80 DM monatlich über- 
steigende Betrag voll, 

2. Kapitalerträge, soweit sie 20 DM monatlich 
übersteigen, hinsichtlich des übersteigenden 
Betrages, 

3. Unterhaltsleistungen von Angehörigen auf 
Grund gesetzlicher Unterhaltspflicht, soweit sie 
40 DM übersteigen, hinsichtlich des überstei- 
genden Betrages, 

4. Mieteinnahmen, außer dem Mietwert eines 
vom Berechtigten bewohnten bescheidenen 
Eigenheims oder einer entsprechenden Eigen- 
tumswohnung, 

5. Unfallsrenten aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung, 

6. Renten auf Grund des Kriegsopferversorgungs- 
gesetzes, 

7. Leistungen an Unterhaltshilfe aus dem Lasten- 
ausgleich, 

8. betriebliche Altersfürsorge. 

§ 4 

(1) Der Anspruch auf Rentenbeihilfe erlischt mit 
dem Wegfall der Rente, auf deren Bezug der An- 
spruch beruht. Der Empfänger der Rentenbeihilfe ist 
verpflichtet, jede Änderung in seinen Einkommens- 
verhältnissen dem Träger der Rentenbeihilfe anzu- 
zeigen. 

(2) Der Empfänger der Rentenbeihilfe ist nicht 
verpflichtet, empfangene Beträge zurückzuzahlen, 
es sei denn, daß diese auf Grund unzutreffender An- 
gaben hinsichtlich der Einkommensverhältnisse oder 
einer Verletzung der Verpflichtung zur Meldung von 
Veränderungen der Einkommensverhältnisse zu Un- 
recht gezahlt worden sind. Solche Überzahlungen 
können mit den dem Empfänger von Rentenbeihilfe 
zustehenden Renten verrechnet werden. 

§ 5 

Träger der Rentenbeihilfe sind die Stadt- und 
Landkreise sowie kreisfreien Städte. Anträge auf 
Rentenbeihilfe sind an die für den Wohnsitz bzw. 


Aufenthaltsort des Berechtigten zuständige Kreis- 
oder Stadtverwaltung zu richten. Die Anträge kön- 
nen zugleich mit dem Rentenantrag gestellt werden. 
Sie sind zunächst dem zuständigen Rentenversiche- 
rungsträger zur Prüfung und Feststellung der Vor- 
aussetzungen des § 3 zuzuleiten. Dieser übersendet 
den Antrag mit dem Ergebnis seiner Feststellungen 
hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen und einer 
Abschrift des Rentenbescheides an den zuständigen 
Träger der Rentenbeihilfe. Der Träger der Renten- 
beihilfe hat über den Antrag einen Bescheid zu 
erteilen. Der Bescheid ist dem Antragsteller zuzu- 
stellen. Gegen Bescheide des Rentenversicherungs- 
trägers findet die Klage vor den Sozialgerichten 
nach den Bestimmungen des Sozialgerichtsgesetzes 
in der Fassung vom 23. August 1958 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 613) statt. 

§ 6 

Die Kosten der Rentenbeihilfe werden zu 60 vom 
Hundert von der Bundesrepublik Deutschland und 
zu 40 vom Hundert von den Bundesländern ge- 
tragen. Die Verwaltungskosten tragen die zuständi- 
gen Kreis- bzw. Stadtverwaltungen. Die Abrechnung 

der Rentenbeihilfen geschieht jährlich durch 

Dieses ermittelt jährlich die Höhe der gezahlten 
Rentetibeihilfen und errechnet die auf die Bundes- 
republik Deutschland und die Bundesländer ent- 
fallenden Anteile. Es setzt weiter monatlich Vor- 
schußzahlungen für die Bundesrepublik Deutschland 
und die Bundesländer fest, die jeweils nach Jahres- 
abschluß verrechnet werden. 


§ 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 8 


Das Gesetz tritt am in Kraft. 

Anträge, die bis zum gestellt wer- 


den, gelten als zu diesem Zeitpunkt gestellt. Im 
übrigen beginnt die Zahlung der Bedarfszulage mit 
dem Ersten des Antragsmonats. 


Bonn, den 24. Mai 1965 


Varelmann 
Winkelheide 
Teriete 
Katzer 
Dr. Reinhard 
Berber ich 
Adorno 
Baldauf 

Becker (Pirmasens) 
Bewerunge 
Biechele 


Frau Dr. Bleyler 
Frau Blohm 
Böhme (Hildesheim) 
Brück 
Bühler 
Diebäcker 
Dradisler 
Draeger 
Ehnes 

Dr. Elbrächter 
Exner 


Falke 
Franzen 
Dr. Frey (Bonn) 
Gehring 
Dr. Gerlich 
Gibbert 

Glüsing (Dithmarschen) 
Dr. Gossel 
Gottesleben 
Härzschel 
Gräfin vom Hagen 


Harnischfeger 

Heix 

Hesemann 
Hilbert 
Dr. Höchst 

Hörnemann (Gesdier) 
Hösl 
Dr. Huys 

Frau Jacobi (Marl) 
Josten 

Dr. Jungmann 
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Frau Kalinke 
Klein (Saarbrüdcen) 
Klinker 
Knobloch 
Kuntsdier 
Lang (München) 
Leonhard 
Maier (Mannheim) 
Maudier 
Meis 
Menke 
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Dr. von Merkatz 
Mick 
Missbach 

Müller (Aachen-Land) 
Müller (Berlin) 
Müller (Remsciieid) 
Nieberg 

Dr. Dr. Oberländer 
Frau Dr. Pannhoff 
Dr. Poepke 
Porten 


Rauhaus 

Richarts 

Rommerskircken 
Dr* Siemer 
Scimeider (Hamburg) 
Frau Sckroeder (Detmold) 
Dr. Stecker 
Stooß 
Storm 
Sühler 
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Tobaben 

Unertl 

Verhoeven 

Vogt 

Weinzierl 

Frau Weiter (Aachen) 
Wittmer-Figenbrodt 
Dr. Wuermeling 
Wullenhaupt 
Ziegler 
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